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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Kreditpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage 

die Darstellung und Erläuterung des Inhalts einer Richtlinie 
des Rates der EG über die Einführung einer gemeinsamen 
Entgeltregelung für Bürgschaften und Garantien bei aus 
Lieferantenkrediten finanzierten mittel- und langfristigen 
Ausfuhrgeschäften mit öffentlichen und privaten Käufern. 

Dieser Kommissionsvorschlag ist mit Schreiben des Herrn 
Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 14. Mai 1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Brandt 


Druck; Buchciruckerei R. Maciel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß Artikel 2 des 
Gesetzes zu den Gründungsverträgen der Europäischen Gemeinschaften 

hier: Darstellung und Erläuterung des Inhalts einer Richtlinie des Rates 
der EG über die Einführung einer gemeinsamen Entgeltregelung 
für Bürgschaften und Garantien bei aus Lieferantenkrediten finan- 
zierten mittel- und langfristigen Ausfuhrgeschäften mit öffentlichen 
und privaten Käufern 

(Vorschlag der Kommission) 


Tm Rahmen der Harmonisierung der Kreditversiche- 
rungssysteme für Ausfuhren nach dritten Ländern 
hat der Rat der EG am 27. Oktober 1970 zwei Richt- 
linien über die Einführung gemeinsamer Kredit Ver- 
sicherungspolicen für aus Lieferantenkrediten finan- 
zierte mittel- und langfristige Ausfuhrgeschäfte mit 
öffentlichen und privaten Käufern erlassen (70/509/ 
EWG und 70/510/EWG; Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 254 vom 23. November 1970). 
Voraussetzung des Inkrafttretens dieser Policen ist 
der Erlaß einer gemeinsamen Entgeltregelung. Die 
gegenwärtig in den Mitgliedstaaten noch bestehen- 
den Unterschiede bei der Festsetzung der Entgelte 
verfälschen den Wettbewerb zwischen den Unter- 
nehmen in der Gemeinschaft auf dritten Märkten 
Gestützt auf Artikel 113 des EWG-Vertrages hat die 
Kommission einen Vorschlag einer Richtlinie des 
Rates über die Einführung einer gemeinsamen Ent- 
geltregelung vorgelegt (Dok. KOM (71) 506 endg. 
vom 13. Mai 1971). Der Vorschlag sieht gemeinsame 
Regeln vor für 

— die Berechnung und die Erhebung des Entgelts, 

— die Einstufung der Einfuhrländer in fünf verschie- 
dene Kategorien, 

— ein Verfahren zur Änderung dieser Regelungen. 

Die Kommission schlägt vor, die Entgelte aufzuglie- 
dern in 

— ein Entgelt für die Deckung des Fabrikationsrisi- 
kos (Risiko während der Fertigung des Ausfuhr- 
gutes), 

— ein Entgelt für die Deckung des Kreditrisikos 
(Risiko nach Ablieferung des Ausfuhrgutes bzw. 
Betriebsbereitschaft einer Anlage). 

In beiden Fällen sollen ein einmaliges Grundent- 
gelt und ein nach der Laufzeit des Risikos gestaffel- 
tes Zeitentgelt erhoben werden. 

Die Entgeltberechnung soll nach Formeln erfolgen, 
die den Betrag des gedeckten Risikos, die Deckungs- 
quote (= Risikobetrag abzüglich Selbstbeteiligung) 
und beim Zeitentgelt die Laufzeit des Risikos erfas- 
sen. Die Bewertung des Risikos wird in die Formeln 
in Gestalt eines je nach Art des Käufers und Bonität 
des Käuferlandes variierenden Basissatzes einge- 
führt. 


Die Prämiensätze sollen unterschiedlich hoch sein 
bei Geschäften mit privaten und mit öffentlichen 
Käufern. Verkäufe an öffentliche Käufer werden 
als weniger risikoreich angesehen, weil diese recht- 
lich nicht in Konkurs gehen können. Die Kommission 
schlägt vor, den Basissatz für die öffentlichen Käufer 
als Ausgangspunkt zu nehmen und für das höhere 
Risiko beim privaten Käufer in allen fünf Länderkate- 
gorien einen einheitlichen Zuschlag zu erheben. Sol- 
len bei Geschäften mit privaten Käufern nur die 
politischen und nicht auch die wirtschaftlichen Risi- 
ken (Nichtzahlung, Konkurs) versichert werden, so 
soll der Basissatz niedriger als der für öffentliche 
Käufer sein; dies wird gerechtfertigt durch die Tat- 
sache, daß bei Geschäften mit öffentlichen Käufern 
immer auch das Nichtzahlungsrisiko versichert wird. 

Der Entwurf der Kommission sieht ferner die Mög- 
lichkeit vor, bei gewissen Geschäften mit privaten 
Käufern den Zuschlag für das wirtschaftliche Risiko 
bis zur Hälfte zu ermäßigen, wenn der ausländische 
Käufer zwar rechtlich als privater Abnehmer zu 
qualifizieren ist, das Risiko aber aus besonderen 
Gründen geringer ist als normal. Diese Zwischen- 
sätze sollen u. a. zulässig sein bei Vorliegen be- 
stimmter Bankgarantien und bei Verkäufen an Un- 
ternehmen, die im Bereich der öffentlichen Daseins- 
vorsorge tätig sind. 

Dem Bestreben, die Prämie nach dem Risiko zu be- 
messen, dient die vorgeschlagene Einstufung der 
Einfuhrländer in fünf Kategorien. Die Kategorie 1 soll 
die Länder mit dem besten (d. h. relativ geringsten) 
Risiko umfassen, die Kategorie 5 die Länder mit 
schlechtesten (d. h. größten) Risiko. Dementspre- 
chend sollen die Prämiensätze für Ausfuhrgeschäfte 
nach Ländern der ersten Kategorie am geringsten 
und die nach Ländern der fünften Kategorie am 
höchsten sein. Die Mehrzahl der Käuferländer soll 
in eine der mittleren Kategorien 2 bis 4 eingestuft 
werden. 

Im Grundsatz soll das Entgelt sofort nach Ausstel- 
lung des Bürgschaftsdokumentes fällig sein. Macht 
das Entgelt mehr als 20 000 RE aus, so sollen maxi- 
mal 75 ^/o bis zum Ende der Lieferungen an den aus- 
ländischen Käufer gestundet werden können. 
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Der Richtlinienvorschlag der Kommission sieht fer- 
ner ein Verfahren zur Änderung der Ländereinstu- 
fungen, der Basissätze und der Entgeltberechnung 
und -erhebung vor. Danach unterbreitet die Kom- 
mission Änderungsvorschläge, zu denen der durch 
die Richtlinie 70/ 509/EWG eingesetzte Beratende 
Äusschuß für die Äusfuhrkreditversicherung Stel- 
lung nimmt. Die Kommission erläßt die geplanten 
Vorschriften, wenn sie mit der Stellungnahme des 
Äusschusses übereinstimmen oder wenn keine Stel- 
lungnahmen ergehen. Stimmen sie mit der Stellung- 
nahme des Ausschusses nicht überein, so übermittelt 
die Kommission dem Rat einen Vorschlag über die 
zu erlassenden Vorschriften. Trifft der Rat nach Ab- 
lauf einer Frist von 15 Werktagen keinen Beschluß, 
so werden die vorgeschlagenen Bestimmungen von 
der Kommission erlassen. 
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